
____________________________________ 

(Vor- & Nachname bitte in Druckbuchstaben angeben) 

Hinweise zum Datenschutz und Einverständniserklärungen 

Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch die Kanzlei Klönne, Klein & Partner 

mbB Rechtsanwälte sowie Notar Marker. Interner Datenschutzkoordinator: Rechtsanwalt Dr. Tobias 

Branz, Tonhallenstraße 1, 47051 Duisburg, Tel.: 0203/22965 oder 0203/21100, E-Mail: 

kanzlei@kloenne-klein.de. Unser Datenschutzbeauftragter: Björn Leineweber, E-Mail: leinewe-

ber@datenschutz-ruhr.de. 

Folgende personenbezogene Daten erheben wir (je nach Mandatserfordernis) von Ihnen, speichern 

diese und verwenden sie, um Sie als unseren Mandanten identifizieren zu können, um Sie sachgerecht 

anwaltlich/notariell beraten und vertreten zu können sowie zur Korrespondenz mit Ihnen, zur Rech-

nungsstellung, zur Geltendmachung etwaiger Ansprüche gegen Sie sowie zur Abwicklung von etwaigen 

Haftungsansprüchen:  

Vor- und Zuname, Vorsteuerabzugsberechtigung, Anschrift, Telefonnummer, Mobilfunkrufnummer, Te-

lefaxnummer, E-Mail-Adresse, Daten zur Rechtsschutzversicherung, Daten zur Bankverbindung, Ge-

burtsdatum, Geburtsort, Geburtsname, Staatsangehörigkeit, Steueridentifikationsnummer sowie wei-

tere Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen des Mandats 

notwendig sind. 

Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist zu den genannten Zwecken für die angemes-

sene Bearbeitung des Mandats und für die beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen aus dem Mandats-

vertrag erforderlich. 

Die für die Mandatierung von uns erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum Ablauf der 

gesetzlichen Aufbewahrungspflicht für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem das 

Mandat beendet wurde) sowie für Notare (7 Jahre nach letzter Amtshandlung), gespeichert und danach 

gelöscht, es sei denn, dass wir aufgrund von steuer- oder handelsrechtlichen Aufbewahrungs- und Do-

kumentationspflichten (aus HGB, StGB oder AO) zu einer längeren Speicherung verpflichtet sind oder 

Sie in eine darüber hinausgehende Speicherung eingewilligt haben. 

Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den aufgeführten Zwecken findet 

grundsätzlich nicht statt. Soweit dies für die Abwicklung von Mandatsverhältnissen mit Ihnen erforderlich 

ist, werden Ihre personenbezogenen Daten an Dritte weitergegeben. Hierzu gehört insbesondere die 

Weitergabe an Gerichte, Behörden, die Gegenpartei(en) und deren Anwälte/Rechtsvertreter sowie Ver-

tragsparteien, Korrespondenzanwälte, Notariate und Makler zum Zwecke der Korrespondenz sowie zur 

Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte. 

Die Schweigepflicht bleibt unberührt. 

Aus der Europäischen Datenschutzgrundverordnung ergeben sich Rechte für Sie u.a. zum Widerruf 

Ihres Einverständnisses, Auskunftsansprüche über die hier gespeicherten Daten, Berichtigung und Lö-

schung Ihrer Daten, Beschwerderechte.  

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 

Abs. 1 S. 1 lit. e oder f DSGVO verarbeitet werden, haben Sie jederzeit das Recht, gemäß Art. 21 

DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, so-

weit dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben. Möchten Sie von 

Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an kanzlei@kloenne-klein.de. 

Vorgenannte Rechte ergeben sich u.a. aus Artikeln 6, 7, 15, 16, 17, 18, 20, 21, 77 der Europäischen 

Datenschutzgrundverordnung. Die Artikel fügen wir auszugsweise als Abdruck diesen Hinweisen bei. 

Vorsorglich weisen wir Sie darauf hin, dass die Bearbeitung des Mandats nicht möglich ist, wenn die 

vorgenannte Einverständniserklärung nicht vorliegt. Wenn Sie während eines laufenden Mandats die 

Einverständniserklärung widerrufen, müssten wir die Bearbeitung sofort beenden. 

 Ihr Einverständnis erfolgt durch Unterschrift auf der Rückseite



Hinweise zum elektronischen Schriftverkehr 

Der Versand und Empfang von E-Mails kann unsicher sein. Wir weisen darauf hin, dass unverschlüs-

selte E-Mails nur eingeschränkte Vertraulichkeit gewährleisten und E-Mails Viren enthalten können. 

Insoweit beschränkt sich unsere Haftung auf Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

Mit dem Versand und Empfang unverschlüsselter elektronischer Post von und durch die Rechtsan-

wälte, Notare und Mitarbeiter der Kanzlei Klönne, Klein & Partner zum Zwecke der Mandatsbearbei-

tung und Mandatsabwicklung bin ich einverstanden. Ich rufe mein E-Mail-Postfach regelmäßig ab. 

Ich kann diese Einwilligung jederzeit durch schriftliche oder textliche (z.B. E-Mail), mündliche oder 

fernmündliche Erklärung gegenüber der Kanzlei für die Zukunft widerrufen. Der Widerruf für die Zu-

kunft lässt die Rechtmäßigkeit der Einwilligung in den E-Mail-Schriftverkehr, der bis zum Zeitpunkt 

des Widerrufs erfolgt ist, unberührt. 

Hinweise zur Datenübermittlung an sonstige Dritte 

Im Ablauf einer Kanzlei ist es teilweise notwendig oder unvermeidlich, Daten und mandatsbezogene 
Informationen nicht nur an Gerichte, Behörden, die Gegenpartei(en) und deren Anwälte/Rechtsvertreter 
sowie Vertragsparteien, Korrespondenzanwälte, Notariate und Makler, sondern auch an sonstige Dritte 
zu übermitteln. Ich bin mit der Übermittlung meiner personenbezogenen Daten und sonstigen 
mandatsbezogenen Informationen im Rahmen des erteilen Auftrags auch an  
 
a) meine jeweils zuständige Rechtsschutzversicherung, sowohl per Fax, E-Mail, als aber auch über 

elektronische Rechtsschutzversicherungsdienste (z.B. Drebis; www.drebis.de) 

b) KFZ-Haftpflicht (Kasko) Versicherung(en)  

c) sonstige private/gesetzliche Versicherungen, die mandatsbezogen mit der Abwicklung von Ansprü-

chen betraut sind oder mandatsbezogen Ansprüche geltend machen 

d) die anwaltliche Vermögenshaftpflichtversicherung  

e) Behörden 

f) Träger der Sozialversicherung 

g) Ärzte / Krankenhäuser / Krankenkassen 

h) ggf. von Ihnen benannte Zeugen 

i) Sachverständige 
 

wenn und soweit im Rahmen für die Mandatsführung notwendig, während und soweit notwendig auch 

nach Beendigung des Mandats 
 

j) bei notwendiger Wartung der EDV Anlage der Kanzlei Klönne, Klein & Partner an die Wartungsper-

son, wenn dies technisch unvermeidlich ist, und wenn das ausführende EDV-Unternehmen und des-

sen Mitarbeiter zum Datenschutz und zur Vertraulichkeit besonders verpflichtet sind 

k) zur Überprüfung des Qualitätsstandards der Kanzlei Klönne, Klein & Partner an durch die zertifizie-

rende Person (QM-Zertifizierung), sofern das zertifizierende Unternehmen und dessen Mitarbeiter 

zum Datenschutz und zur Vertraulichkeit besonders verpflichtet sind 

l) den Datenschutzbeauftragten der Kanzlei Klönne, Klein & Partner zur Ausübung der Verpflichtun-

gen, die sich aus der Europäischen Datenschutzgrundverordnung ergeben 
 

im Rahmen des für den Betrieb der Kanzlei Klönne, Klein & Partner notwendigen Umfangs während 

und soweit notwendig auch nach Beendigung des Mandats 
 

einverstanden. 

Ich kann diese Einwilligung jederzeit durch schriftliche oder textliche (z.B. E-Mail), mündliche oder 

fernmündliche Erklärung gegenüber der Kanzlei für die Zukunft jederzeit widerrufen. Der Widerruf 

für die Zukunft lässt die Rechtmäßigkeit der Einwilligung in den E-Mail-Schriftverkehr, der bis zum 

Zeitpunkt des Widerrufs erfolgt ist, unberührt. 

Mit meiner nachfolgenden Unterschrift erkläre ich mich mit der oben dargelegten Verarbeitung meiner 

Daten (s. Vorderseite), mit dem oben dargelegten Versand unverschlüsselter elektronischer Post sowie 

mit der oben dargelegten Übermittlung meiner personenbezogenen Daten an sonstige Dritte                 

einverstanden: 

Datum: ________________  Unterschrift: __________________________ 



Auszug aus der Europäischen Datenschutzgrundverordnung 

Artikel 6 (1) Die Verarbeitung ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nachstehenden Bedingungen erfüllt ist: a) Die be-

troffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten für einen oder mehrere 

bestimmte Zwecke gegeben; b) die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene Person 

ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen; c) die Ver-

arbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der der Verantwortliche unterliegt; d) die Verarbeitung ist 

erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen Person oder einer anderen natürlichen Person zu schützen; e) die 

Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher 

Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde; f) die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des 

Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 

Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, überwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei der betroffenen 

Person um ein Kind handelt. Unterabsatz 1 Buchstabe f gilt nicht für die von Behörden in Erfüllung ihrer Aufgaben vorgenommene 

Verarbeitung.  

Artikel 7 (3) Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den Widerruf der Einwilligung 

wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. Die betroffene Per-

son wird vor Abgabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. Der Widerruf der Einwilligung muss so einfach wie die Erteilung 

der Einwilligung sein. 

Artikel 15 (1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob sie 

betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese perso-

nenbezogenen Daten und auf folgende Informationen: a) die Verarbeitungszwecke; b) die Kategorien personenbezogener Daten, 

die verarbeitet werden; c) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten 

offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationalen 

Organisationen; d) falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, oder, falls dies 

nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung 

der sie betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den Verantwortlichen oder eines 

Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung; f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde; g) wenn die 

personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden, alle verfügbaren Informationen über die Herkunft 

der Daten; h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 

4 und — zumindest in diesen Fällen — aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die 

angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person. (2) Werden personenbezogene Daten an 

ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, über die geeigneten 

Garantien gemäß Artikel 46 im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden. (3) Der Verantwortliche stellt eine 

Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der Verarbeitung sind, zur Verfügung. Für alle weiteren Kopien, die die 

betroffene Person beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage der Verwaltungskosten ver-

langen. Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind die Informationen in einem gängigen elektronischen Format 

zur Verfügung zu stellen, sofern sie nichts anderes angibt. (4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 1b darf die Rechte 

und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen.  

Artikel 16 Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Berichtigung sie betreffender unrich-

tiger personenbezogener Daten zu verlangen. Unter Berücksichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person 

das Recht, die Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten — auch mittels einer ergänzenden Erklärung — zu 

verlangen.  

Artikel 17 (1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie betreffende personenbezo-

gene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwortliche ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich zu 

löschen, sofern einer der folgenden Gründe zutrifft: a) Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben 

oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig. b) Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die 

sich die Verarbeitung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, und es fehlt an einer 

anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung. c) Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen 

die Verarbeitung ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder die betroffene Person 

legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein. d) Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig 

verarbeitet. e) Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nach dem Unions-

recht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem der Verantwortliche unterliegt. f) Die personenbezogenen Daten wur-

den in Bezug auf angebotene Dienste der Informationsgesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 erhoben. (2) Hat der Verantwortliche 

die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er gemäß Absatz 1 zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter 

Berücksichtigung der verfügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch technischer 

Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personenbezogenen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass 

eine betroffene Person von ihnen die Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien oder Replika-

tionen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat. (3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich 

ist a) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information; b) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die 

die Verarbeitung nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur 

Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verant-

wortlichen übertragen wurde; c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß Artikel 

9 Absatz 2 Buchstaben h und i sowie Artikel 9 Absatz 3; d) für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche 

oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1, soweit das in Absatz 1 genannte 

Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt, oder e) zur 

Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.  

Artikel 18 (1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung der Verarbeitung zu verlangen, 

wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: a) die Richtigkeit der personenbezogenen Daten von der betroffenen 

Person bestritten wird, und zwar für eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der personenbezogenen 



Daten zu überprüfen, b) die Verarbeitung unrechtmäßig ist und die betroffene Person die Löschung der personenbezogenen 

Daten ablehnt und stattdessen die Einschränkung der Nutzung der personenbezogenen Daten verlangt; c) der Verantwortliche 

die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung nicht länger benötigt, die betroffene Person sie jedoch zur Gel-

tendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt, oder d) die betroffene Person Widerspruch gegen 

die Verarbeitung gemäß Artikel 21 Absatz 1 eingelegt hat, solange noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des Verant-

wortlichen gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen. (2) Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so 

dürfen diese personenbezogenen Daten — von ihrer Speicherung abgesehen — nur mit Einwilligung der betroffenen Person oder 

zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen 

oder juristischen Person oder aus Gründen eines wichtigen öffentlichen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats verarbeitet 

werden. (3) Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt hat, wird von dem Verant-

wortlichen unterrichtet, bevor die Einschränkung aufgehoben wird. 

Artikel 20 (1) Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die sie einem Verantwortli-

chen bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das Recht, 

diese Daten einem anderen Verantwortlichen ohne Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die personenbezogenen Daten 

bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern a) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder 

Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a oder auf einem Vertrag gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b beruht und b) die Verarbeitung 

mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. (2) Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenübertragbarkeit gemäß Absatz 1 hat die 

betroffene Person das Recht, zu erwirken, dass die personenbezogenen Daten direkt von einem Verantwortlichen einem anderen 

Verantwortlichen übermittelt werden, soweit dies technisch machbar ist. (3) Die Ausübung des Rechts nach Absatz 1 des vorlie-

genden Artikels lässt Artikel 17 unberührt. Dieses Recht gilt nicht für eine Verarbeitung, die für die Wahrnehmung einer Aufgabe 

erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertra-

gen wurde. (4) Das Recht gemäß Absatz 2 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beeinträchtigen. 

Artikel 21 (1) Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, jederzeit gegen 

die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten, die aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben e oder f erfolgt, 

Widerspruch einzulegen; dies gilt auch für ein auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling. Der Verantwortliche verarbeitet die 

personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, er kann zwingende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, 

die die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung, 

Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen. (2) Werden personenbezogene Daten verarbeitet, um Direktwerbung zu 

betreiben, so hat die betroffene Person das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbe-

zogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies gilt auch für das Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung 

in Verbindung steht. (3) Widerspricht die betroffene Person der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so werden die per-

sonenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeitet. (4) Die betroffene Person muss spätestens zum Zeitpunkt der 

ersten Kommunikation mit ihr ausdrücklich auf das in den Absätzen 1 und 2 genannte Recht hingewiesen werden; dieser Hinweis 

hat in einer verständlichen und von anderen Informationen getrennten Form zu erfolgen. (5) Im Zusammenhang mit der Nutzung 

von Diensten der Informationsgesellschaft kann die betroffene Person ungeachtet der Richtlinie 2002/58/EG ihr Widerspruchs-

recht mittels automatisierter Verfahren ausüben, bei denen technische Spezifikationen verwendet werden. (6) Die betroffene Per-

son hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situation ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung sie 

betreffender personenbezogener Daten, die zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu statistischen 

Zwecken gemäß Artikel 89 Absatz 1 erfolgt, Widerspruch einzulegen, es sei denn, die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer im 

öffentlichen Interesse liegenden Aufgabe erforderlich. 

Artikel 77 (1) Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder gerichtlichen Rechtsbe-

helfs das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, insbesondere in dem Mitgliedstaat ihres Aufenthaltsorts, ihres Ar-

beitsplatzes oder des Orts des mutmaßlichen Verstoßes, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass die Verarbeitung der 

sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen diese Verordnung verstößt. (2) Die Aufsichtsbehörde, bei der die Beschwerde 

eingereicht wurde, unterrichtet den Beschwerdeführer über den Stand und die Ergebnisse der Beschwerde einschließlich der 

Möglichkeit eines gerichtlichen Rechtsbehelfs nach Artikel 78. 


